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Bezirksfraktion Wandsbek 
27.10.2008
Antrag der FDP Fraktion Wandsbek in der Bezirksversammlung
Verbesserung der Betreuung Pflegebedürftiger ohne nahe Angehörige

Sachverhalt

Für Pflegebedürftige der Pflegestufen zwei oder drei, bei denen es sich in der Regel um ältere Mitbürger handelt, reichen die aus der Pflegeversicherung bezahlten Pflegeleistungen häufig nur zur Befriedigung der elementaren Grundbedürfnisse (Stichwort „satt und sauber“). Menschliche Anteilnahme und Gespräche kommen zu kurz. Dies gilt sowohl für die Pflege in stationären Einrichtungen als auch für die ambulante Pflege zu Hause. Darunter leiden insbesondere solche Pflegebedürftige, die entweder keine Angehörigen haben oder deren Angehörige weit entfernt wohnen, so dass sie hinsichtlich ihrer sozialen Kontakte ausschließlich oder zum weit überwiegenden Teil auf das Pflegepersonal angewiesen sind. Die Pflegebe-dürftigen ohne nahe Angehörige stellen damit unter den Senioren den schwächsten bzw. den am meisten auf Unterstützung angewiesenen Personenkreis dar.

Mit der im Entwurf vorliegenden Globalrichtlinie „Stärkung der bezirklichen Seniorenarbeit“ wird das Ziel verfolgt, eine bezirkseigene Strategie der Seniorenarbeit zu entwickeln und die Finan​zierung durch Umstrukturierung der Rahmenzuweisungen den Erfordernissen anzupassen.  
Deshalb möge die Bezirksversammlung beschließen:

1.
Zur Verbesserung der sozialen Betreuung auch pflegebedürftiger Senioren ohne nahe Angehörige werden Haushaltsmittel aus der Rahmenzuweisung „Bezirkliche Seniorenarbeit“ für diesen Verwendungszweck gemäß Ziffer 2.5 des Global-Richtlinienentwurfs umgeschichtet. 

2.
Aus den Rahmenzuweisungen werden die Träger ehrenamtlicher Angebote der Betreuung Pflegebedürftiger vorrangig unterstützt. 

3.
Über die Auswahl der überwiegend ehrenamtlich tätigen Zuwendungsempfänger und über die Art der finanziellen Unterstützung entscheidet der Ausschuss für soziale Stadtentwicklung.

4.
Über die Aufteilung der Haushaltsansätze der Rahmenzuweisungen für die Jahre 2009 und 2010 entscheidet der Haushaltsausschuss.  



